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Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 12. Dezember 2011 

2021 
2023 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

Natur- und Verbraucherschutz 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Johannes Rem m e 1 

- GV NRW 2011 S. 684 

Gesetz 
zur Stärkung der Bürgerbeteiligung 

Vom 13. Dezember 2011 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Stärkung der Bürgerbeteiligung 

2023 

Artikel 1 

Änderung der Gemeindeordnung 

Die Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfa­
len in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 
1994 (GV. NRW S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 25. Oktober 2011 (GV NRW S. 539), 
wird wie folgt geändert: 

§ 26 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Das Bürgerbegehren muss schriftlich eingereicht 
werden und die zur Entscheidung zu bringende Frage 
sowie eine Begründung enthalten. Es muss bis zu drei 
Bürger benennen, die berechtigt sind, die Unterzeich­
nenden zu vertreten (Vertretungsberechtigte). Bürger, 
die beabsichtigen, ein Bürgerbegehren durchzuführen, 
teilen dies der Verwaltung schriftlich mit. Die Verwal­
tung ist in den Grenzen ihrer Verwaltungskraft ihren 
Bürgern bei der Einleitung eines Bürgerbegehrens 
behilflich. Sie teilt den Vertretungsberechtigten 
schriftlich eine Einschätzung der mit der Durchfüh­
rung der verlangten Maßnahme verbundenen Kosten 
(Kostenschätzung) mit. Die Kostenschätzung der Ver­
waltung ist bei der Sammlung der Unterschriften 
nach Absatz 4 anzugeben." 

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird vor dem Wort "Sitzungstag" das 
Wort "dem" eingefügt. 

b) Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

"Nach der schriftlichen Mitteilung nach Absatz 2 
Satz 3 ist der Ablauf der Fristen aus Satz 1 und 
Satz 2 bis zur Mitteilung der Verwaltung nach 
Absatz 2 Satz 5 gehemmt." 

3. Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

,,(5) Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über 

1. die innere Organisation der Gemeindeverwaltung, 

2. die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Rates, 
der Bezirksvertretungen und der Ausschüsse sowie 
der Bediensteten der Gemeinde, 

3. die Haushaltssatzung, die Eröffnungsbilanz, den 
Jahresabschluss und den Gesamtabschluss der 
Gemeinde (einschließlich der Wirtschaftspläne und 
des Jahresabschlusses der Eigenbetriebe) sowie die 
kommunalen Abgaben und die privatrechtlichen 
Entgelte, 

4. Angelegenheiten, die im Rahmen eines Planfest­
stellungsverfahrens oder.eines förmlichen Verwal­
tungsverfahrens mit Offentlichkeitsbeteiligung 
oder eines abfallrechtlichen, immissionsschu tz­
rechtlichen, wasserrechtlichen oder vergleichbaren 
Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind, 

5. die Aufstellung, Änderung, Ergänzung und Aufhe­
bung von Bauleitplänen mit Ausnahme der Ent­
scheidung über die Einleitung des Bauleitplanver­
fahrens. 

Ein Bürgerbegehren darf nur Angelegenheiten zum 
Gegenstand haben, über die innerhalb der letzten 
zwei Jahre nicht bereits ein 
führt worden ist." 

4. Absatz 6 wird wie folgt geändert: 

In Satz 2 wird das Wort "Widerspruch" durch die 
Wörter "einen Rechtsbehelf" ersetzt. 

5. Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

,,(7) Bei einem Bürgerentscheid kann über die 
gestellte Frage nur mit Ja oder Nein abgestimmt wer­
den. Die Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem 
sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen beantwor­
tet wurde, sofern diese Mehrheit in Gemeinden mit 

bis zu 50.000 Einwohnern 
mindestens 20 Prozent, 

über 50.000 bis zu 100.000 Einwohnern 
mindestens 15 Prozent, 

mehr als 100.000 Einwohnern 
mindestens 10 Prozent 

der Bürger beträgt. 

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein 
beantwortet. Sollen an einem Tag mehrere Bürgerent­
scheide stattfinden, hat der Rat eine Stichfrage für 
den Fall zu beschließen, dass die gleichzeitig zur 
Abstimmung gestellten Fragen in einer miteinander 
nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden 
(Stichentscheid). Es gilt dann diejenige Entscheidung, 
für die sich im Stichentscheid die Mehrheit der gülti­
gen Stimmen ausspricht. Bei Stimmengleichheit im 
Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen Frage 
mit der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich beant­
wortet worden ist." 

2021 

Artikel 2 

Änderung der Kreisordnung 

Die Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (Gv. 
NRW S. 646), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Geset­
zes vom 25. Oktober 2011 (GV NRW S. 539), wird wie 
folgt geändert: 

§ 23 wird wie folgt geändert: 

1. Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

,,(2) Das Bürgerbegehren muss schriftlich eingereicht 
werden und die zur Entscheidung zu bringende Frage 
sowie eine Begründung enthalten. Es muss bis zu drei 
Bürger der zum Kreis gehörenden Gemeinden benen­
nen, die berechtigt sind, die Unterzeichnenden zu ver­
treten (Vertretungsberechtigte). Bürger, die beabsich­
tigen, ein Bürgerbegehren durchzuführen, teilen dies 
der Verwaltung schriftlich mit. Die Verwaltung ist in 
den Grenzen ihrer Verwaltungs kraft ihren Bürgern bei 
der Einleitung eines Bürgerbegehrens behilflich. Sie 
teilt den Vertretungsberechtigten schriftlich eine Ein­
schätzung der mit der Durchführung der verlangten 
Maßnahme verbundenen Kosten (Kostenschätzung) 
mit. Die Kostenschätzung der Verwaltung ist bei der 
Sammlung der Unterschriften nach Absatz 4 anzuge­
ben." 

2. Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 wird vor dem Wort "Sitzungstag" das 
Wort "dem" eingefügt. 
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b) Es wird folgender Satz 3 eingefügt: 

"Nach der schriftlichen Mitteilung nach Absatz 2 
Satz 3 ist der Ablauf der Fristen aus Satz 1 und 
Satz 2 bis zur Mitteilung der Verwaltung nach 
Absatz 2 Satz 5 gehemmt." 

3. Absatz 5 wird wie folgt gefasst: 

,,(5) Ein Bürgerbegehren ist unzulässig über 

1. die innere Organisation der Kreisverwaltung, 

2. die Rechtsverhältnisse der Mitglieder des Kreista­
ges, der Mitglieder des Kreisausschusses und der 
Mitglieder der Ausschüsse sowie der Bediensteten 
des Kreises, 

3. die Haushaltssatzung, die Eröffnungsbilanz, den 
Jahresabschluss und den Gesamtabschluss des 
Kreises (einschließlich der Wirtschaftspläne und 
des Jahresabschlusses der Eigenbetriebe) sowie die 
kommunalen Abgaben und die privatrechtlichen 
Entgelte, 

4. Angelegenheiten, die im Rahmen eines Planfest­
stellungsverfahrens oder eines förmlichen Ve1".:val­
tungsverfahrens mit Öffentlichkeitsbeteiligung 
oder eines abfallrechtlichen, immissionsschutz­
rechtlichen, wasserrechtlichen oder vergleichbaren 
Zulassungsverfahrens zu entscheiden sind. 

Ein Bürgerbegehren darf nur Angelegenheiten zum 
Gegenstand haben, über die innerhalb der letzten 
zwei Jahre nicht bereits ein Bürgerentscheid durchge­
führt worden ist." 

4. Absatz 6 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

"Gegen die ablehnende Entscheidung des Kreistages 
können nur die Vertreter des Bürgerbegehrens nach 
Absatz 2 Satz 2 einen Rechtsbehelf einlegen." 

5. Absatz 7 wird wie folgt gefasst: 

,,(7) Bei einem Bürgerentscheid kann über die 
gestellte Frage nur mit Ja oder Nein abgestimmt wer­
den. Die Frage ist in dem Sinne entschieden, in dem 
sie von der Mehrheit der gültigen Stimmen beantwor­
tet wurde, sofern diese Mehrheit in Kreisen mit 

bis zu 200.000 Einwohnern 
mindestens 20 Prozent, 

über 200.000 bis zu 500.000 Einwohnern 
mindestens 15 Prozent, 

mehr als 500.000 Einwohnern 
mindestens 10 Prozent 

der Bürger beträgt. 

Bei Stimmengleichheit gilt die Frage als mit Nein 
beantwortet. Sollen an einem Tag mehrere Bürgerent­
scheide stattfinden, hat der Kreistag eine Stichfrage 
für den Fall zu beschließen, dass die gleichzeitig zur 
Abstimmung gestellten Fragen in einer miteinander 
nicht zu vereinbarenden Weise beantwortet werden 
(Stichentscheid). Es gilt dann diejenige Entscheidung, 
für die sich im Stichentscheid die Mehrheit der gülti­
gen Stimmen ausspricht. Bei Stimmengleichheit im 
Stichentscheid gilt der Bürgerentscheid, dessen Frage 
mit der höchsten Stimmenzahl mehrheitlich beant­
wortet worden ist." 

Artikel 3 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach derVerkündung in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. Dezember ·2011 

(L. S.) 

Die Landesregierung 
N ordrhein-Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

20320 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 

Der Minister 
für Inneres und Kommunales 

Ralf J ä ger 

Der Minister 
für Klimaschutz, Umwelt, Landwirtschaft, 

N atur- und Verbraucherschutz 

Johannes Rem m e I 

- GV. NRW 2011 S. 685 

Zehnte Verordnung zur Änderung der 
Besoldungszuständigkeitsverordnung NRW 

Vom 13. Dezember 2011 

Auf Grund des § 8 Absatz 1 Satz 1 des Landesbesol­
dungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 
17. Februar 2005 (Gy. NRW S. 154), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 5. Juli 2011 (Gy. NRW 
S. 338), in Verbindung mit § 4 Absatz 1 Satz 1 des Lan­
desrichtergesetzes vom 29. März 1966 (Gy. NRW S. 217), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 9. Juni 2009 (Gy. 
NRW S. 341), wird verordnet: 

Artikel 1 
Die Besoldungszuständigkeitsverordnung NRW vom 
27. November 1979 (Gy. NRW S. 990), zuletzt geändert 
durch Verordnung vom 30. November 2007 (Gy. NRW 
S. 655), wird wie folgt geändert: 

1. Die Anlage zu § 3 erhält die sich aus der Anlage zu 
dieser Änderungsverordnung ergebende Fassung. 

2. In der Überschrift des § 2 nach dem Wort "Schulen" 
und in § 2 Absatz 1 Satz 1 nach dem Wort "Landes­
mittelbehörden" werden jeweils die Wörter "sowie der 
Landesbeauftragte für Datenschutz und Informati­
onsfreiheit" eingefügt. 

3. In § 5 Absatz 1 werden nach dem Wort "Festsetzung" 
die Wörter "und Auszahlung" eingefügt. 

4. In § 6 werden die Wörter "bis Ende 2011" durch die 
Angabe "bis 31. Dezember 2016" ersetzt. 

Artikel 2 
Diese Verordnung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. 

Düsseldorf, den 13. Dezember 2011 

Die Landesregierung 
N ordr hein -Westfalen 

Die Ministerpräsidentin 

Hannelore K r a f t 

Die Ministerin 
für Schule und Weiterbildung 

Sylvia L öhr man n 

Der Finanzminister 

Dr. N orbert Wal t e r - Bor j ans 

Der Minister 
für Wirtschaft, Energie, Bauen, 

Wohnen und Verkehr 

Harry Kurt V 0 i g t s b erg e r 
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